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https://www.welt.de/politik/deutschland/article249407650/Ende-des-

Agrar-Diesels-Bundesregierung-bringt-Sparpaket-trotz-Bauern-Protest-

auf-den-Weg.html  9.1.2024 

Bundesregierung bringt Sparpaket trotz Bauern-Protest auf den Weg 

Trotz der laufenden Proteste der Landwirte zieht die Bundesregierung ihre 

entschärften Sparpläne für Landwirte durch. Jetzt ist beim Sparpaket zum 

Haushalt 2024 der Bundestag am Zug. Neben den Maßnahmen im Bereich 

Landwirtschaft soll unter anderem eine Erhöhung der Ticketsteuer im 

Flugverkehr beschlossen werden. 

Die Bundesregierung hat mehrere Maßnahmen aus dem Sparpaket zum 

Haushalt 2024 auf den Weg gebracht – darunter auch die heftig 

umstrittenen Subventionskürzungen für Landwirte. Das Kabinett beschloss 

am Montag nach dpa-Informationen eine sogenannte Formulierungshilfe 

für einen Gesetzentwurf, den die Koalitionsfraktionen nun in den 

Bundestag einbringen können. Die Sparmaßnahmen sind nötig, weil nach 

einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts eine Finanzlücke von rund 30 

Milliarden Euro im Kernhaushalt und im Klima- und Transformationsfonds 

zu stopfen war. 

Nun soll zum Beispiel auf Flugreisen ab Mai eine höhere Ticketsteuer 

anfallen. Je nach Endziel der Reise soll sie um fast ein Fünftel auf 15,53 

bis 70,83 Euro je Fluggast steigen. Die Ticketsteuer betrifft sämtliche 

Passagiere, die von deutschen Flughäfen abheben. Zahlen müssen die 

Aufschläge die Fluggesellschaften. Sie können diese aber an die 

Passagiere weitergeben. Der Bund rechnet durch die höheren Steuersätze 

in diesem Jahr mit Mehreinnahmen von rund 400 Millionen Euro. 

Mit dem gleichen Beschluss brachte das Kabinett trotz der Bauernproteste 

auch heftig umstrittene Subventionskürzungen für Landwirte auf den Weg. 

Die Steuerbegünstigung beim Agrardiesel soll schrittweise abgeschafft 

werden. „Dies stellt insbesondere einen Beitrag zum Abbau 

klimaschädlicher Subventionen dar“, heißt es in dem Entwurf. ….. 

https://www.anonymousnews.org/deutschland/neuer-raubzug-ampel-

pluendert-arbeitslosenversicherung/  9.1.2024 
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Neuer Raubzug: Ampel plündert Arbeitslosenversicherung 

Um das Loch im Bundeshaushalt zu stopfen, will die Ampel-Koalition auch 

die Arbeitslosenversicherung anzapfen. Über fünf Milliarden Euro will sie 

daraus umschichten. Damit zweckentfremdet sie Sozialbeiträge 

Beschäftigter, während der Rüstungsetat weiter wächst. 

Beim Stopfen des 60-Milliarden-Haushaltslochs ist die Bundesregierung 

äußerst kreativ. Während sie die Reichen schont und nun, nach der 

Pharmaindustrie, auch der Rüstungsbranche satte Extraprofite beschert, 

langt sie den “kleinen Leuten” kräftig ins Portemonnaie. Nicht nur für 

Bürgergeld-Bezieher wird es eng. Auch die Arbeitslosenversicherung will 

die Ampel plündern. 

Bund zweigt Milliarden ab 

So will die Ampel-Koalition in den kommenden vier Jahren insgesamt 5,2 

Milliarden Euro aus der Reserve der Bundesagentur für Arbeit (BA) in den 

Staatshaushalt umleiten, um das “Loch” in selbigem zu “stopfen”. Das 

Geld stammt aus den Beitragssätzen sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigter. Monat für Monat zahlen diese 1,3 Prozent ihres Bruttolohns 

in diesen Topf ein, den gleichen Anteil packen die Betriebe obendrauf, um 

im Falle einer Kündigung je nach Alter ein bis zwei Jahre Arbeitslosengeld 

zu erhalten. 

Auch das Kurzarbeitergeld gewährt die BA aus diesen Reserven. Zu 

Corona-Zeiten waren zeitweise bis zu sechs Millionen Beschäftigte darauf 

angewiesen, weil viele Betriebe schließen mussten. Darum brauchte die 

BA in dieser Zeit sämtliche Rücklagen auf. Nun soll die Behörde in den 

kommenden vier Jahren neue Überschüsse aus Beiträgen Beschäftigter an 

den Bund abführen: 2024 und 2025 jeweils 1,5 Milliarden und 2026 und 

2027 je 1,1 Milliarden Euro. 

“Raubzug auf Kosten der Beitragszahler” 

Auf dieses Vorhaben der Ampel wies der Sozialwissenschaftler und 

Volkswirt Stefan Sell Anfang Januar in einem Beitrag auf seinem 

Blog aktuelle-sozialpolitik.de hin. Die Milliarden aus der Beitragskasse der 
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BA seien “schon verbucht”, mahnte er und sprach von einem “erneuten 

Raubzug auf Kosten der Beitragszahler”. Sell erklärte: 

“Hier wird also nichts gespart, sondern nach dem klassischen Modell der 

Verschiebebahnhöfe nutzt man die zwangsversicherten Beitragszahler zur 

Finanzierung von Aufgaben, die aus Steuermitteln hätten finanziert 

werden müssen.” 

Bereits Mitte Dezember hatte der Sozialexperte vor diesem 

Regierungsplan gewarnt. Demnach hatte die BA bis Ende 2019 eine satte 

Rücklage von fast 26 Milliarden Euro aus Versicherungsbeiträgen 

aufgebaut. Während der Corona-Zeit ging das Geld komplett für 

Kurzarbeiterhilfen drauf. So konnte Deutschland, anders als es in den USA 

passierte, eine Massenarbeitslosigkeit verhindern. 

Da die Kurzarbeiterhilfen sogar fast doppelt so viel kosteten, bezuschusste 

der Bund die BA dafür mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt. Den Anteil für 

2022 deklarierte die Regierung lediglich als Darlehen, während sie den 

Rest als Zuschuss verbuchte. Die Summe für das vorvergangene Jahr hat 

die BA demnach bereits 2023 zurückgezahlt. Nun aber soll die Behörde 

auch einen Teil des Zuschusses für die Zeit davor zurückerstatten, um das 

“Haushaltsloch” zu stopfen. Dabei sind Versicherungsbeiträge freilich nicht 

dafür bestimmt. 

Versicherungsbeiträge zweckentfremdet 

Kurzum: Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von über 30 Millionen 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten fließen jetzt nicht mehr nur in 

die Hilfen für aktuell etwa 800.000 Arbeitslosengeld-I-Bezieher und etwa 

300.000 Kurzarbeiter, sondern zum Teil einfach in den Bundeshaushalt, 

wo sie dann wohl unter anderem in den Milliardenhilfen für die Ukraine 

oder im drastisch aufgestockten Bundeswehretat versickern. Man könnte 

es als versteckte Steuererhöhung für Normalverdiener bezeichnen. ….. 

https://apollo-news.net/ausmass-der-treffen-zwischen-

verfassungsrichtern-und-regierung-groesser-als-gedacht/   7.1.2024 

Ausmaß der Treffen zwischen Verfassungsrichtern und Regierung größer 

als gedacht 
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Ein neuer Bericht zeigt die engen Verbindungen zwischen 

Bundesverfassungsgericht und Bundesregierung. Zu knapp 80 offiziellen 

Treffen kommen auch etliche private Telefonate und Abendessen hinzu. 

Über die mehr als 70 Jahre seines Bestehens hinweg hat sich der 

Bundesgerichtshof den Ruf eines unabhängigen Hüters der Verfassung 

erworben, der die Rechte der Opposition und der Bürger wahrt. Doch nun 

kommen Zweifel auf: Eine Untersuchung der WELT AM SONNTAG zeigt, 

dass die Beziehung zwischen dem Bundesverfassungsgericht und der 

Bundesregierung enger ist als bisher bekannt. 

In der laufenden Legislaturperiode gab es laut einer Auswertung von 

Terminplänen und Teilnehmerlisten knapp 80 „dienstliche Anlässe“, bei 

denen es zu Treffen zwischen Richtern und Mitgliedern der Exekutive kam. 

Diese Treffen fanden durchschnittlich alle eineinhalb Wochen statt und 

umfassten meist offizielle Feier- oder Gedenkveranstaltungen, an denen 

Vertreter beider Verfassungsorgane teilnahmen. 

Insbesondere fällt auf, dass Richter des Bundesverfassungsgerichts und 

Regierungsmitglieder nicht nur öffentlich, sondern auch privat miteinander 

in Kontakt stehen. So führte Gerichtspräsident Stephan Harbarth 

Telefonate mit Bundeskanzler Olaf Scholz und Justizminister Marco 

Buschmann über gemeinsame Abendessen und Themen wie die 

Einführung einer elektronischen Verfassungsbeschwerde. 

Kritik gibt es insbesondere an solchen informellen Kontakten, die über 

offizielle Veranstaltungen hinausgehen. Während Befürworter 

argumentieren, dass solche Kontakte üblich seien und nicht über konkrete 

Fälle gesprochen werde, sehen Kritiker darin eine Gefahr für die 

Unabhängigkeit des Verfassungsgerichts. Der Staatsrechtler Volker 

Boehme-Neßler warnt vor einem „netzwerkartigen Beziehungsgeflecht“ 

zwischen Gericht und Politik, das die objektive und unparteiische Kontrolle 

im Verfahren gefährden könnte. 

 

 


